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Beschlussvorschlag

1. Umsetzung AG SGB II NRW (Wohngeldentlastung)
Der  Landrat  wird  beauftragt,  die  überplanmäßigen  Mehrerträge  aus  den  Nachzahlungen  zur
Wohngeldentlastung nach dem AG SGB II unmittelbar nach Auszahlung durch das Land NRW in voller Höhe
als ausserplanmäßige Aufwendungen an die kreisangehörigen Städte und Gemeinden weiterzuleiten. Die
Berechnung der anteiligen Beträge erfolgt dabei nach den jeweiligen Umlagegrundlagen des GFG der Jahre
2007 bis 2010.

2. GFG Nachtragshaushalt des Landes NRW 2010
Der Landrat wird beauftragt, von den überplanmäßigen Mehrerträgen bei den Schlüsselzuweisungen aus
dem Nachtrag zum GFG 2010 einen Anteil in Höhe von 580 T€ unmittelbar nach Auszahlung durch das Land
NRW als ausserplanmäßige Aufwendungen an die kreisangehörigen Städte und Gemeinden weiterzuleiten.
Die Berechnung der anteiligen Beträge erfolgt dabei nach den Umlagegrundlagen des Jahres 2010.

 



Begründung der Vorlage

1. Umsetzung AG SGB II (Wohngeldentlastung)

Das  im  Rahmen  einer  kommunalen  Klagegemeinschaft  auch  vom  Kreis  Unna  erstrittene  Urteil  des
Verfassungsgerichtshofes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 26. Mai 2010 hat dem Landesgesetzgeber
aufgegeben, bei den Zahlungen für die Wohngeltentlastung nach dem „Gesetz zur Ausführung des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch NRW“ (AG SGB II) für einen Ausgleich der durch die verfassungswidrige Anlage A
zu  §  7  Abs.  3  des  Gesetzes  verursachten  Nachteile  zu  sorgen.  Unter  Zugrundelegung der  mit  dem
Gesetzentwurf vorgelegten Neufassung dieser Berechnungsgrundlage und Einfügung eines neuen § 7a AG
SGB II beträgt der  Nachteilsausgleich für die betroffenen Kommunen in Nordrhein-Westfalen  für die Jahre
2007 bis 2009 insgesamt rd. 240 Mio. Euro. Darüber hinaus führt die Neuberechnung auch zu einer Änderung
der Beträge für das Haushaltsjahr 2010.

Der Entwurf des Änderungsgesetzes zum AG SGB II wurde in der 1. Lesung am 29.09.2010 im Landtag NRW
beraten und entsprechend dem Beschlussvorschlag zunächst an die zuständigen Ausschüsse verwiesen. Die
ursprünglich geplante Verabschiedung des Gesetzes Mitte November 2010 erfolgte nicht. Das Ministerium für
Arbeit, Integration und Soziales NRW (MAIS) geht davon aus, dass das Gesetz nunnmehr im Rahmen der 3.

Lesung im Landtag am 16.12.2010 verabschiedet wird. 

Die im Rahmen der Beratungen des Gesetzesentwurfes veröffentlichten Berechnungen weisen für den Kreis

Unna für die Jahre 2007 bis 2009 insgesamt rd. 13,4 Mio. € als Nachteilsausgleich aus. Dieser Betrag verteilt
sich auf die einzelnen Jahre wie folgt:

2007 2008 2009 Summe

3.967.295 € 4.479.054 € 4.978.357 € 13.424.706 €

Die Höhe des Zahlbetrages für das Haushaltsjahr 2010 ist noch nicht bekannt und somit in der Berechnung
nicht enthalten.

Nachdem die Berechnungen und damit die Auswirkungen des Gesetzentwurfes bekannt geworden waren,
haben  sich  mehrere  negativ  betroffene  Kommunen  zusammen  mit  den  kommunalen  Spitzenverbänden
dagegen gewandt und die vom MAIS angewendete Methode als unzulässig bzw. falsch kritisiert.  Da hierbei
auch einzelne, objektiv tatsächlich als falsch zu bewertende Rechenschritte aufgedeckt worden sind, werden
die im Gesetzentwurf veröffentlichten Daten mit großer Wahrscheinlichkeit verändert. Für den Kreis Unna ist

hierbei von einem geringeren Betrag für die Jahre 2007 bis 2009 auszugehen.

Nach den dem Kreis Unna zugänglichen Informationen ist damit zu rechnen, dass das Gesetz tatsächlich

verabschiedet und am 20.12.2010 in einer Sonderausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes veröffentlicht
werden wird.  Nach Abschluss  des Gesetzgebungsverfahrens  soll  eine Auszahlung der  Beträge noch am

21.12.2010 durch das Land NRW erfolgen. Die Nachzahlungen für die Jahre 2007 bis 2009 werden dabei
voraussichtlich direkt  vom MAIS an die betroffenen Kommunen geleistet.  Hinsichtlich der Beträge für  das
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Haushaltsjahr 2010 wird das normale Verfahren über die Bezirksregierung Arnsberg mit Bewilligungsbescheid
und Auszahlung einzuhalten sein. 

Da  diese  überplanmäßigen  Mehrerträge  über  den  für  die  betreffenden  Haushaltsjahre  nicht  gedeckten
Aufwand des Kreises hinausgehen und eigentlich die Allgemeine Kreisumlage gesenkt hätten, sind sie als
ausserplanmäßiger  Aufwand  in  voller  Höhe  unmittelbar  an  die  kreisangehörigen  Städe  und  Gemeinden
weiterzugeben. Die Berechnung der Anteile für die einzelnen Städte und Gemeinden erfolgt nach den für die
betroffenen Jahre festgesetzten Umlagegrundlagen des GFG.

Für die Jahre 2007 bis 2009 errechnen sich  folgende Beträge je Kommune:

Für das Jahr 2010 sind noch keine Beträge errechenbar. Hier ist der über den planmäßigen Haushaltsansatz
für  das  Jahr  2010  in  Höhe  von  500  T€  hinausgehende  Mehrertrag  an  die  Städte  und  Gemeinden
weiterzuleiten.

Sofern  das  Gesetz  vom  Land  tatsächlich  erst  im  Jahr  2011  beschlossen  werden  sollte,  wären  die
überplanmäßigen  Erträge  und  Aufwendungen  periodengerecht dem  Haushaltsjahr  2011  zuzuordnen  und
würden  ergebnisneutral in die zu erwartende  Nachtragssatzung für das Jahr 2011 einfließen müssen. Das
Aufkommen der Allgemeinen Kreisumlage würde durch diesen Sachverhalt nicht verändert. Für diesen Fall
schlägt  der  Landrat  vor,  eingehende  Nachzahlungen  im  Vorgriff  auf  die  Nachtragssatzung  zur

Haushaltssatzung  2011  umgehend  als  Abschlagszahlungen an  die  kreisangehörigen  Kommunen

auszuzahlen.

2. GFG Nachtragshaushalt des Landes NRW 2010
Die Landesregierung des Landes Nordrhein-Westfalen hat einen Nachtragshaushalt für das Jahr 2010 auf
den Weg gebracht. Durch eine Änderung des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2010 sollen den Kommunen
weitere Finanzmittel zur Verfügung gestellt werden. Dies geschieht insbesondere dadurch, dass sie nicht mehr
mit einer Beteiligung an der Konsolidierung des Landeshaushaltes „befrachtet“ werden und ihnen ein Anteil 
von 4/7 an der Grunderwerbsteuer zurück gegeben wird.
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Die Städte und Gemeinden im Kreis Unna erhalten nach dem vorliegenden Gesetzentwurf (Modellrechnung)
insgesamt  rd.  5,5  Mio.  €  an  Schlüsselzuweisungen  und  Investitionspauschalen noch  im  Jahr  2010

nachgezahlt. Diese  Zahlungen  wirken  sich  nicht  auf  die  Umlagegrundlagen  für  die  Berechnung  der

Allgemeinen  Kreisumlage  aus.  Der  Kreis  Unna  selbst  erhält  nach  der  vorliegenden  Modellrechnung

zusätzliche  Schlüsselzuweisungen  in  Höhe  von  1.284.071  €.  Darüber  hinaus  ist  mit  einer  zusätzlichen

Investitionspauschale in Höhe von 89.201 € zu rechnen.

Ein Teil  der zusätzlichen Schlüsselzuweisungen aus dem Nachtragshaushalt  des Landes NRW soll  dafür

genutzt werden, die bestehenden Winterschäden an Kreisstraßen zu beseitigen. Hierfür ist voraussichtlich

ein Aufwand in Höhe von rd.  700 € erforderlich. Sofern diese Mittel nicht mehr vollständig im Haushaltsjahr

2010 verbaut werden können, wird in der Schlussbilanz 2010 in Höhe der nicht erledigten Maßnahmen eine
„Rückstellung für unterlassene Instandhaltungen“ gebildet.

Hinsichtlich der Verwendung der zur Zeit nicht benötigten Mehrerträge aus den Schlüsselzuweisungen für das

Haushaltsjahr 2010 in Höhe von rd. 580 T€ war alternativ abzuwägen, ob sie im Kreishaushalt verbleiben und
z.B. präventiv  für  die  Risikoabdeckung von Unvorhergesehenem in  der  Schlussbilanz 2010 oder  für  den
Aufbau eines kleinen Eigenkapitalpuffers verwendet werden sollten. Angesichts der finanziellen Situation der
Städte  und  Gemeinden  schlägt  der  Landrat  vor,  auch  diesen  Betrag  direkt  weiterzugeben.  Als
Berechnungsgrundlage für die anteiligen Beträge werden die Umlagegrundlagen des Jahres 2010 zu Grunde
gelegt.  In  der  Jahresrechnung  2010  des  Kreises  Unna  stellen  sich  die  Auswirkungen  des
Nachtragshaushaltes 2010 des Landes NRW damit ergebnisneutral dar.

Es  ist  damit  zu  rechnen,  dass  eine  Verabschiedung  des  Nachtragshaushaltes  des  Landes  NRW  am

16.12.2010 im Landtag beschlossen werden wird. Die unmittelbar nach Eingang beim Kreis (voraussichtlich

am 21.12.2010) an die Städte und Gemeinden auszuzahlenden Beträge errechnen sich wie folgt:
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